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RECHT UND KAPITALMARKT

Bundesverfassungsgericht bremst
Staatsanwaltschaft im Dieselskandal

Informationen aus internen Untersuchungen mˇssen vor Zugriff geschˇtzt sein
Von Dirk Uwer und Ralf van

Ermingen-Marbach *)
.......................................................

B˛rsen-Zeitung, 29.7.2017
Im Zuge des ,,Dieselskandals‘‘ durch-
suchte die Staatsanwaltschaft Mˇn-
chen II im März die Bˇroräume der
Anwaltskanzlei Jones Day. Deren An-
wälte waren von Volkswagen anläss-
lich eines US-Ermittlungsverfahrens
beauftragt worden, den Vorwurf der
Abgasmanipulation imWege einer In-
ternal Investigation aufzuklären. Un-
ter Berufung auf ihr Mandat verwei-
gerten sie gegenˇber den Mˇnchener
Strafverfolgern die Herausgabe der
Unterlagen. Daraufhin stellten die Er-
mittler Akten und Daten aus der inter-
nen Untersuchung in den Kanzleiräu-
men sicher. Die Beschwerden der Be-
troffenen bei Amtsgericht und Land-
gericht Mˇnchen waren erfolglos.
VW, die Kanzlei und drei ihrer An-
wälte erhoben Verfassungsbeschwer-
de und beantragten beim Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) eine einst-
weilige Anordnung. Ihr gaben die
Karlsruher Richter jˇngst statt und
wiesen die Staatsanwaltschaft Mˇn-
chen an, die sichergestellten Unterla-
gen beim Amtsgericht versiegelt zu
hinterlegen und einstweilig nicht aus-
zuwerten.

Im Kartellrecht verbreitet

Die Frage, ob Ergebnisse aus internen
Untersuchungen sichergestellt wer-
den dˇrfen, beschäftigt die Juristen
in der gesamten Republik. Interne Un-
tersuchungen finden in Deutschland
auch aus anderen Anlässen statt, im
Kartellrecht sind sie seit langem ver-
breitet. Anwälte im europäischen Aus-
land stehen vor ähnlichen Problemen:
So hat der High Court of Justice in
London kˇrzlich entschieden, dass
das Serious Fraud Office von einem
Unternehmen Interviewnotizen her-
ausverlangen durfte, die Anwälte bei
internen Untersuchungen erstellt hat-
ten.

Besteht der Verdacht von Strafta-
ten, Kartellvergehen oder anderen
Compliance-Verst˛ßen, sind Unter-
nehmen verpflichtet, die Vorwˇrfe
aufzuklären. Dem dienen interne Un-
tersuchungen unter Einschaltung von
Anwaltskanzleien. Parallel dazu mˇs-
sen Unternehmen häufig externe Er-
mittlungen der Beh˛rden – in der Re-
gel kooperativ – begleiten. In beiden
Fällen haben die Anwälte Mitarbeiter
zu befragen, Akten bzw. Daten auszu-
werten und Gutachten zu erstellen.
Im Zuge einer internen Untersuchung
entstehen also zahlreiche teils bri-
sante Unterlagen.

Gerichte uneins

Wirksame Rechtsberatung k˛nnen
Anwälte nur leisten, wenn die gewon-
nenen Informationen vor staatlichem
Zugriff geschˇtzt sind. Zwar kann ein
Unternehmen nicht wie eine Privat-
person bestraft werden, es k˛nnen je-
doch sehr hohe Geldbußen verhängt
und Gewinne abgesch˛pft werden.
Der Grundsatz, dass sich im Strafpro-
zess niemand selbst belasten muss,
muss daher auch fˇr Unternehmen
gelten. Es fehlen jedoch klare gesetz-
liche Regelungen, so dass die Gerichte
uneins sind, ob Ergebnisse aus inter-
nen Untersuchungen sichergestellt
werden dˇrfen. So vertrat das Landge-
richt Hamburg im Fall HSH Nordbank
2010 die Ansicht, die Staatsanwalt-
schaft dˇrfe auf solche Unterlagen zu-
greifen – auch in der Kanzlei des be-
auftragten Anwalts. Die Strafprozess-
ordnung schˇtze nur das Mandatsver-
hältnis zwischen Strafverteidiger und
Beschuldigtem. Dagegen entschied
das Landgericht Braunschweig 2015
(nach geändertem Recht), die Resul-
tate solcher Internal Investigations
seien unabhängig vom Aufbewah-
rungsort dem staatlichen Zugriff ent-
zogen, soweit sie der Verteidigung des
Unternehmens dienen k˛nnten. Eine
Entscheidung des Bundesgerichtshofs
ist insoweit nicht zu erwarten, weil

letztinstanzlich die Landgerichte ˇber
solche Durchsuchungen und Be-
schlagnahmen zu befinden haben.
Auch das BVerfG hat jetzt noch

nicht entschieden, ob Ergebnisse aus
internen Untersuchungen von Staats-
anwälten sichergestellt werden dˇr-
fen. Es hat im Wege der einstweiligen
Anordnung die Auswertung bis zur
Entscheidung ˇber die Verfassungsbe-
schwerden von VW, Jones Day und
der betroffenen Anwälte untersagt.
Die Karlsruher Richter haben die Fol-
gen bei Erlass bzw. Unterbleiben der
einstweiligen Anordnung gegenein-
ander abgewogen. Wäre keine einst-
weilige Anordnung ergangen und hät-
ten die Verfassungsbeschwerden spä-
ter Erfolg, k˛nnte die Staatsanwalt-
schaft die sichergestellten Unterlagen
zwischenzeitlich auswerten. Dies
k˛nnte das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Mandant und Anwälten irrepa-
rabel beeinträchtigen. Auch andere
Mandanten k˛nnten ihren Anwälten
aus Sorge um ihre Geschäftsgeheim-
nisse gegebenenfalls das Mandat ent-
ziehen. Zudemwäre die Staatsanwalt-
schaft an Informationen, ˇber deren
Preisgabe VW bislang selbst entschei-
den konnte, und an pers˛nliche Daten
Dritter gelangt. Bleiben die Verfas-
sungsbeschwerden erfolglos, tritt
durch die einstweilige Anordnung
nur eine absehbare Verz˛gerung der
staatsanwaltschaftlichen Ermittlun-
gen, aber kein Beweisverlust ein.
Die einstweilige Anordnung zeigt,

dass die Karlsruher Richter die Verfas-
sungsbeschwerden nicht fˇr offen-
sichtlich unbegrˇndet halten. Das
BVerfG wird bald Klarheit schaffen,
in welchem Umfang das Mandatsver-
hältnis zwischen Anwälten und Unter-
nehmen in internen Untersuchungen
geschˇtzt bleibt.
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